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Am Samstag den 2: flogen in F 
ne in die Scheiben von Banken und 
aufmarschiertes Polizistenheer, das ein Trüm- 
merfeld an der Ecke Bockenheimer Landstr 
Schumannstr, bewachte 

Noch eine Woche zuvor hatten hier vier gut er- 
haltene Wohnhäuser gestanden, hatten Studen- 
ten, Lehrlinge und Arbeiter hier gewohnt, hat- 
ten zusammen einen Kinderladen und ein Mie- 
terzentrum eröffnet. 

In der Nacht zum 21.2. 74 ließ das Land Hessen 
im Auftrage des Frankfurter Magistrats ein 
riesiges Polizeiheer auffahren ( 1500), um die 
80 Bewohner der Häuser zu räumen, um diese 
Leute, die sich mit Barrikaden gegen die Zer- 
störung ihrer Wohnungen und ihres Lebenszu- 
sammenhanges gewehrt hatten, zum Polizeiprä 
sidium zu schleppen, sie erkennungsdienstlich 
zu behandeln, sie des Hausfriendensbruches 
anzuklagen und sie über Nacht in den Knast zu 
sperren. Denn das, was sie getan hatten, hatte 
" unseren ganzen Rechtsstaat" in frage gestellt. 
So jedenfalls las man es in der Presse, 

Als die ehemaligen Bewohner der Ecke wieder 
aus dem Knast entlassen wurden, standen sie 
vor den Trümmern, fast alle ihre Möbel und 
Kleider lagen darunter., sie selbst waren ob- 
dachlos 

" Die Räumungsaktion" war "normal" abgelau- 
fen, so die Frankfurter Presse. Mit "normal" 
meint man, daß niemand sich ernsthaft zur 
wehr gesetzt hat, daß alle Bewohner der Häuse 
ohne größere Gegenwehr festgenommen und 
abtransportiert werden und mit dem Abriß der 
Häuser unverzüglich begonnen werden konnte. 
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daß niemand sich zur wehr Jahren auf Sozialwohnungen, hunderttau- Sinne nicht 
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sende zahlen Wuchern 
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diesem Staat ar 
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normal"! 
ırmal war, waren dann die 
Kämpfe am Samstag. Frankfurter Magistrat 
und Innenminister Bielefeld hatten offensikcht- 
lich gegelaubt, man hätte es diesen ''Terroris- 
ten'' am Donnerstag gezeigt, man hätte sie 
wer hier der Herr 


viele von il das ist 


steme ausdenkne, 


zu können, 


von der Straße weg 


ig ausg nen zu werden. Das aber 


aber können sie nicht und hab 
- den Widerstand gegen ei n ur 
den Widerstand gegen Lü 


st in diesem S cht möglich! Denn 


‘beruht darauf eine Minderheit die Meh 
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mit brutaler Gew 


spüren lassen, Lande seifheit für sich sc} affen läßt und ausbeutet Das 
man } e diesen "ewigen Aufmuckern'" endlich Jist sein Wesen. w erdagegen verstößt, Denen, die seit Ja hren 
das Maul gestopft, sie auf die Straße geschmis-#gilt als "Terrorist Villen in ihre Sessel und mit Ach- 


selzucken über das Schi al Tausender, auf 
deren Kosten sie ihr schmarotzerhaftes I 
fristen, entscheiden, denen ist am Sams 


sen und mit Strafanzeigen beflastert, daß ihnen $Dennoch werden die, die sich wehren, 
die Lust jedem weiteren Aufbegehren gegen 
die herrschenden Zustände verginge. 

Das war es, was man erreichen wollte, In die- 
sollte der Zug abfahren. Denn den 
ınern der Häuser Ersatzwohnraum zu 
stellen oder gar für sozial schwache Familien 
und ausländische Arbeiter Ersatzwohnraum zu 
stellen 

und ausländische Arbeiter menschenwürdigen 
sonnte man sich 


immer 
mehr. Im Sommer 73 erkämpften hunderttau- 
sende gegen die Bonzen und Gewerkschaften 
Teuerungszulagen. In Frankfurt organisieren 
immer mehr Mieter Mietstreiks, kämpf e 
gegen Mietwucher und protestieren gegen st 
dige Mieterhöhungen. Dieser Kampf weitet 
sich aus, 
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um uns "Terroristen" 
zu bringen. 


ben alle Hebel in Bewegung 
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| Polizeipräsident Müller ließ am Fastnachts- 
wir wollten 


Wohnraum zu besorgen, 
nicht leisten, man wußte nur zu gut, was das 
bedeuten würde. Genausn wenig wie man es 
sich leisten konnte, die berechtigten Lohnford 
rungen von Millionen von Arbeitern und Ange- 
stellten zu unterstützen 

Hätte man die seit dem 31. 10. 73 öffentlich be- 
kannten Forderungen der Bewohner der Ecke 
nach adäquatern Wohnraum für sich und einige 
ausländische Familien akzeptiert, so wäre 
eine Welle von Froderungen losgegangen. Tau 
sende sind obdachlos, zehntausende warten 


Wohnungen 
srehr Poliier? 


Und in dieser Situation können Müller, Arndt 
und Bielefeld sich nur eins leisten - 12 Millio- 
nen DM für die sofortige Aufrüstung von Poli- 
zei und Bundesgrenzschutz! Es ist bezeich- 
nend für diese Ferren, daß sie glauben, auf 
diese Art und Weise soziale Konflikte lösen ' 
zu können. Daß ihnen eine "Lösung" in diesem 


sonntag im Rundfunk verkünden, 
den Karnevalszug überfallen, er ließ seine 
Mannschaftswagen voller Polizei mit Sirenen- 
geheul und Wasserwerfer durch die Straßen 
rasen, um der Bevölkerung zu demonstrieren, 
wie gefährlich und heimtückisch wir seien. Er 
ließ eine Gruppe Rocker verhaften, nahm ihner 
ihre Ketten und ihr Gruppenzeichen - einen 
riesigen Kuhknochen - ab und präsentierte dies 
vor dem Fernsehen, als die Waffen der Demo- 


die Straße als Wohnung anbietet, ı 


nstranten. Am Montag behauptete er wir hät- z 
ö kämpfen - d 


ten nachts ein Dral über eine Straße ge- 


spannt -eine Autofall ım einfache Bürger zu 
terrorisieren. Es ist bezeichnend ‚daß Poli- 
zeichef Müller auf derartige Ideen kommen 
kann, Wir 
haben unseren Kampf n sen die Bevölkerung 


geführt, a r nie solche Aktion- 
en durchführen 

All diese Lügen aber m ım vor 
eigentlichen Lüge al davon al - 


lenken, was eige jie Ursache der hefti- 
gen ÄAuseinandersetzungen war: 

300.000 qm leerstehende Büroräume 
10.000 leerstehende Luxuswohnun- 


auerte und zerstörte 
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Wir sollten auf die St ra/ flöegen 
und auch keine Wohnungen kriegen 


Wir haben nach einer Alternative gesucht, wir 
wollten nicht auf die Straße gesetzt werden, Dies waren die vier Häuser in denen um Ersatzwoh 
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Lebens 
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WAS IN DEN FRANKFURTER 
BETRIEBEN SO LOS IST: 


Im Herbst 1972, während des Bundestagswahl- 
kampfes, brachte es die SPD fertig, viele 
Arbeiter und Angestellten zu mobilisieren, 
indem sie ihnen eine höhere Lebensqualität 
versprach. Viele Kollegen waren sogar dafür 
auf die Straße gegangen. Höhere Lebensquali- 
tät, des sollte bedeuten: mehr, bessere und 
billigere Wohnungen, mehr und bessere Schu- 
len, bessere Nahverkehrsmittel, mehr Stra- 
ßen etc., aber auch wirksame Maßnahmen 
gegen die Zerstörung von Wohnraum durch die 
Banken und Spekulanten, wirksame Maßnah- 
men gegen die gewaltsame Zerstörung ganzer 
Wohnviertel, wirksame Maßnahmen gegen die 
mit mit dem Abbruch von Wohnhäusern verbun- 
dene Auflösung der Lebenszusammenhänge 

( = Stammkneipe, Nachbarn, Freunde, Ein- 
kaufsmöglichkeiten etc.) der Menschen, die 
im Westend, Bockenheim, Nordend usw. 
wohnen. Höhere "Lebensqualität'', so wurde 


Gewerkschaft und deren Kampfaufforderungen 
zu warten. Im Frühjahr und Sommer letzten 
Jahres haben Hunderttausende von Kollegen, 
vor allem in der metallverarbeitenden Indus- 
trie Nordrhein-Westfalens, aber auch hier 

in Frankfurt, zum Beispiel bei Adler, bei 
Klimsch etc. begonnen, sich das zu holen, was 
sie zum Leben brauchen, d.h. einfach zunächst 
mal mehr Geld. Hunderttausende von Kollegen 
aus den Betrieben haben "'wild'' gestreikt, um 
sich eine Teuerungszulage zu erkämpfen. 
Hunderttausende von Kollegen haben damals 
erkannt, dass sie sich selbst organisieren 
müssen, dass sie ihre Interessen selbSt durch- 
setzen müssen, und sie haben ihre Interessen 
mit Aktionen durchgesetzt, die von unserem 
"Rechtsstaat" illegale Aktionen genannt wer- 
den. (Wilde Streiks werden vom Gesetz illegal 
genannt, ) Die streikenden Kollegen haben nicht 
nur einen Erfolg erzielt, (fast in allen Be- 


Bezirksbürgermeisterämter blockiert, den 

Strom der Saarbrückener Zeitung abgestellt. 

Das waren "illegale'' und notwendige Aktionen. 
| Bei der Urabstimmung über den 11% Abschluß 
haben die Frankfurter ÖTV-ler mit 75% dieses 
Ergebnis abgelehnt und nochmals ihren Unmut 
ausgedrückt. In Offenbach haben ÖTV-ler ihren 
Funktionären wegen des Abschlusses Prügel 
angeboten. Viele Kollegen im Öffentlichen 
Dienst haben erkannt, dass sie nur durch sol- 
che Aktionen Erfolge erzielen können, die nach 
den herrschenden Gesetzen als illegal bezeich- 
net werden. 
In Nordhorn-Range haben im letzten Jahr tau- 
sende von Bürgern (Bauern, Arbeiter, Lehr- 
linge, Schüler, Frauen) Aktionen gegen den 
unerträglichen Lärm.des Bombenabwurfge- 
ländes, der sie systematisch fertigmacht, 
durchgeführt, Sie haben sich nicht mehr auf 
Landesregierung etc. verlassen und ihre Inter- 
trieben wurden Teuerungszulagen gewährt, essen selbst in die Hand genommen. Sie haben 
einige Betriebe haben sogar aus Angst vor den Tower des Flughafens besetzt, mit Bäumen 
"illegalen" Aktionen ihre Arbeiter freiwillig M: 


die Zugänge blockiert und Militärfahrzeuge 
in Brand gesteckt, weil sie in solchen Aktio- 
nen die einzige Möglichkeit sahen, ihrem Le- 
ben wieder eine Qualität zu geben. Das waren 
illegale Aktionen. 

In der Metalltarifrunde wurden von den Ver- 
trauensleuten bis zu 18%-Forderungen aufge- 
stellt. Waren das auch illegale Aktivitäten, 
weil sie über das '"vertretbare Maß" hinaus- 
gingen ? Die Kollegen haben sich damit nicht 
an die Richtlinien des Staates gehalten: Willi 
Brandt gönnte den Kollegen nicht mehr als 
9% weil das angeblich wirtschaftlich nicht 
tragbar wäre. 

Die IGM in Hessen hat es geschafft, diese 
Forderung in den Verhandlungen auf 11% zu 
drücken. 

In Norddeutschland stehen aber noch 14% zur 
Debatte, weil die Kollegert auf ihren Torde- 
rungen beharren. 94% haben für Streik ge- 
stimmt. Einen Streik, der der SPD nicht ins 
Konzept passt. 


den Kollegen damals versprochen, bedeutete 
aber auch: Kampf gegen die Inflation, die die 
Lohnerhöhungen auffrlßt. Lebensqualität be- 
deutete aber auch, beträchtliche Lohnerhö- 
hungen, bedeutete Maßnahmen gegen die uner- 
träglichen Arbeitsbedingungen im Betrieb: 
gegen die zunehmende Arbeitshetze, vor allem 
an den Bändern, gegen Akkorderhöhungen, ge- 
gen Hitze, Lärm, gegen die ungleiche Bezah- 
lung von Männern und Frauen, von Deutschen 
und Ausländern. . 

Was aber, so fragen sich immer mehr Kdlle- 
gen , ist von allen diesen Versprechungen 
eingelöst worden ? Wö hat sich die versproche- 
ne Lebensqualität tatsächlich erhöht ? 

Erhöht haben sich die Preise. Erhöht wurden 
die Mieten, Erhöht wurden Wasser, Müllab- 
fuhrtarife, die Telefongebühren, die Benzin- 
preise etc. 

Immer mehr Kollegen fragen sich, was sie 
von dieser sozialliberalen Regierung noch zu 
erwarten haben und beantworten diese Frage 
mit: wir haben von dieser Regierung nichts 
mehr zu erwarten und auch nicht von einer 
anderen Regierung. 


Sie werden uns nichts schenken = 
um jede Mark müssen wir kämpfen 


Immer mehr Kollegen fragen sich, was sie 
für eine Erhöhung ihrer '"'Lebensqualität'' 
denn tun können ? Und immer mehr Kollegen 
geben darauf die Antwort, dass man sie sich 
erkämpfen muss. Im Frühjahr und Sommer 
letzten Jahres haben die Kollegen begonnen, 
nicht mehr auf "ihre'' Regierung zu warten, 
haben sie begonnen nicht mehr auf "ihre" 


Die Geschichte der besetaten 


Hanser: 

Okt. 71 - Besetzung des Hauses Bockenheimer 
Landstr. 111 als Antwort auf die 
brutale Räumung des Grüneburg- 
weges 113. 

Auflösung aller alten Mietverträge 
der legalen Mieter der Häuser 
Schumannstr. 69/71, die daraufhin 
die beiden Häuser als besetzt erklä- 
ren. Neue Nutzungsverträge mit 


Juni 72 - 


diesen Mietern sowie mit den Bese - 


tzern der Bockenheimer Landstr 111 
Parterre und 1,Stock) durch die 
städitische Wohnheim GuıbH, eine 


Gesellschaft, die zwischen Spekulan- 


ten und Besetzern die Übergangs- 
zeiten bis zum beabsichtigten Termi 
des Abriß vertraglich regeln sollte. 
Ende März - Auslaufen der Verträge 
73 von uns Verlängerungsgesuch 


‚(Gericht: angeblich eine 1/2 Std. zu 


spät eingereicht) 


- Räumungsklage der Wohnheim GmbF 
- Schreiben des Sozialamtes: Verweis 


auf Nicht- Zuständigkeit des Woh- 
nungsamtes - wir sollen uns an 
das Studentenwerk wenden. Ant- 
wort des Studentenwerkes: Mehre- 
re tausend Studenten suchen Woh- 
nungen, der Hinweis auf das Stu- 
dentenwerk sei nur eine Verschie- 
bung des Froblems, hinzu kommt, 
daß fast 20% von den Bewohnern 
keine Studenten sind, 
-Räumungsprozeß verloren: Ver- 
längerung des Mietverhältnisses un 
einen Tag zu spät beantragt; keine 
sozialen Härtefälle'. 
-Go-in beim Sozialamt: Forderung 
von uns auf Flugblättern dargelegt. 
Auslaufen der Räumungsfrist 
(3000 Genossen sind nachts in der 
Uni, um Räumung zu verhindern) 
-SPD will verhandeln, schickt ihrer 
Salonlinken Berkemeyer. 
-Verhandlungen mit SPD, wir prä- 
zisieren unsere Forderungen: 
Ersatzwohnraum für die auslän- 
„ dischen Arbeiterfamilien, die un- 


Okt. 73 


Now, 73 


bezahlt.) und mehr Geld erkämpft, sondern 
sie haben gesehen, dass durch ihre eigenen 
radikalen Aktionen plötzlich eine Verbesse- 
rung ihrer Lebensbedingungen zu erreichen 
war, obwohl SPD, Gewerkschaften und Unter- 


‚nehmer vorher das Gegenteil'behauptet hatten. 


Sie wissen, dass sie sich auf zukünftige Aus- 
einandersetzüngen mit dem Kapital vorberei- 
ten müssen: so haben die Kollegen der Hella- 
Werke in, Lippstadt ein multinationales Komi- 
tee gegründet (das heißt eine Betriebsgruppe 
mit Kollegen aller Nationalitäten). . 
Die Reaktion des Staates auf die wilden Streiks 
der Kollegen in Nordrhein-Westfalen beständ 
darin, den Polizeiapparat mit 16,5 Millionen 
DM großzügig auszubauen, um zukünftige CR 
wilde Streiks unterdrücken zu können. 

In der diesjährigen Tarifrunde im Öffentli- 
chen Dienst und in der Metallindustrie ‘waren 
die Gewerkschaften gezwungen auf den Druck 
der Kollegen hin, relativ hohe Forderungen 

zu stellen. Da die öffentlichen Arbeitgeber - 
diese hohen Forderungen ablehnten, mußte 

die ÖTV eine Urabstimmung und einen drei- 
tätigen Streik durchführen, um für die, 
Kampfbereitschaft der Kollegen ein Ventil zu 
schaffen, damit der Streik der Gewerkschaft 
nicht aus den Händen gleiten kann. Von Anfang 
an sah die Strategie der ÖTV vor, die Kampf- 
bereitschaft der Kollegen nicht so einzusetzen, 
daß eine volle Verwirklichung der aufgestell- 
ten Forderung herauskommt. Aber die Kolle- 
gen gingen mit ihren Aktionen teilweise über 
das hinaus, was ihnen die Gewerkschaft vorge- 
schrieben hatte. Die Kollegen haben zum Bei- 
spiel das Rathaus in Kassel besetzt, mehrere 


ter unzumutbaren Wohnverhältnis- 
sen in Mietstreikhäusern leben 
(wird auf diesem Termin von den 
bestimmten Familien vorgetragen) 
und Ersatzwohnraum für die 8O 
Bewohner des Häuserblocks, die 
in Wohngemeinschaften bleiben 
wollen, Ersatzräume für den Kin- 
derladen und das Mieterzentrum. 


Dez. 73 -SPD bricht Verhandlungen ab - 
verweist auf die Ämter (die uns je- 
doch schon vorher ihre Nicht- ZU- 
ständigkeit schriftlich bescheinigt 
haben); Härtefälle sollen sich beim 
Wohnungsamt melden. 
"Härteflälle”, so die SPD ir der 
FR, seien eine Familie mit 5 Kin- 
dern, wo der eine Elternteil krank 
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keiner von uns ein 'Härtefall". 

-Die Blockbewohner machen eine De 

Demonstration zum Wohnungsamt 
"Wir sind alle H ärtefälle" und tra- 
gen dort, vor dem mit Bullen be- 
setzten Amt, ihre Forderungen 
erneut öffentlich vor. 


Die Stadt kann den Abriß der Häuser verhin- 
dern; Bubis kann nicht alle in der Vorgeneh- 
migung gemachten Auflagen erfüllen, er kann 
die Schumannstr. 64 nicht aufkaufen: die SPD 
macht jedoch davon keinen Gebrauch, sie fühlt 
sich Bubis "moralisch verpflichtet. 
geplanten Hochhausneubau legen 2 Nachbarn 
Widerspruch ein, der Nachbar Bock fällt um, 
Bubis "'schenkt'” ihm für das Zurückziehen 
seines Vetos gegen den Büroturm das Haus in 
der Schumannstr, 62. 

Zwischen Weihnachten und Neujahr rechnen 

die Bewohner erneut mit der Räumung nach 
entsprechenden Erklärungen von SPD-Politi- 
kern - daraufhin erneute Massenversammlun - 
gen. 

11. Jan. 74 - Veranstaltung im Volksbildungs- 
heim: ''Wir alle gegen SPD, Ban- 
ken, Unternehmer - Blockbe- 
wohner, Häuserrat, Kita-Mitar- 
beiter, LAW, Jugendhausinitia- 
tive, Stadtteilgruppen, Kollegen 
Ford und Lippstadt u, a, 

Ständiger Räumungterror - nachts 


Jan/Feb. - 


sei- in dem Sinne der SPD war also 


Gegen den 


fahren große Poli zeifahrzeuge 

vor den Häusern auf: Stabschein- 
werfer werden in aie Fenster ge- 
blendet, Drohungen gegen die Be- 
wohner, Zivilstreifen nehmen lau- 
fend Bewohner zur Personenkon- 
trolle fest, nächtliche Iingierte An- 
rufe, Die Bewohner zusammen 

mit dem Anwaltskollektiv Golzem, 
Plottnitz stellen auf einer Presse- 
konferrenz Strafanzeige gegen die 
Bullen, Polizeiminister Bielefeld 
weiß angeblich von nichts (nachträg- 
lich wird dieser faschistische Terror 
stolz als Polizeitaktik ausgegeben - 
auf die Strafanzeige haben wir bis 
heute nichts gehört) 

Feb. 74 - Die Stadt Frankfurt gibt eine 'Kom- 
munale Zeitung’ heraus - eine Volks 
verhetzung im übelsten Sinne - 
bereitet die Ausei nandersetzung 
auf der Ebene übelster faschistischer 
Hetzpropaganda vor, 

Die Zeitung wird jedoch obwohl sehr 
kostspielig und aufwendig hergestellt 
nicht sehr groß verbreitet, anschei- 
nend ist da doch manch biederer 
Sozialdemokrat über die Fähigkeiten 
seiner Führung erschrocken. 

5. Feb, 74-Der Asta der Frankfurter Uni schal- 
tet sich in den Konflikt ein, er will 
Öffentlichkeit über unsere Forderun- 
gen herstellen; er stellt eine Verbin- 
dung zu Polizeiminister Bielefeld 
ber, der sich im Dez. 73 für eine 
"soziale Lösung'' des Konflikts aus- 
gesprochen hatte, 

13, Feb, 74-Der Asta übermittelt dem Minister 
im Auftrag der Blockbewohner per 
Fernschreiber die Forderung der Be 
wohner. In einem Telefongespräch 
erklärt der Referent des Ministers, 
er nimmt unsere Forderungen zur 
Kenntnis, bei ersten Vorschlägen 
würden sie beim Asta zurückrufen. 
(Dieses Gespräch ist auf Tonband 
aufgezeichnet). 


&. Feb, 74-Bielefeld, Arndt und Müller schicke 


ihre Knüppelgarden zum Räumen - 
ihr erster konkreter Vorschlag zur 
Lösung unseres Wohnungsproblems. 
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Man wirft uns vor, daß wir, in der Schumann- 
straße 69/71 und in der Bockenheimer Land- 
str, 111/113 überhaupt keine Miete bezahlt 
hätten, daß wir dadurch auf Kosten der Steu- 
erzahler - auf Kosten der arbeitenden Bevöl- 
kerung also - gelebt hätten, Des erzählen die 
Leute, die selber nur in ihren Ämtern rum- 
sitzen und mit 3- oder 4tausend Mark im 
Monat dafür bezahlt werden, daß sie sich 
selbst die billigen Sozialwohnungen verschaffer 
Aber es stimmt einfach nicht, was sie über 
unsere Mietzahlung verbreiten, 

Wahr ist, daß wir mit der Wohnheim GmbH 
Mietverträge über 80. -DM im .Monat pro 
Zimmer abgeschlossen hatten. Wohlgemerkt: 
Diese 80. -DM waren abgemacht als sogenannte 
Warmmiste - also Miete, Umlagen und Hei- 
zung inc]. Eine ziemlich niedrige Miete, aber 
dafür haben wir die Häuser ja besetzt - denn- 
sonst hätten sie leergestanden und dafür hätte 
es dann gar keine Miete gegeben! 

Und diese 80. -DM hat jeder von uns auch be- 
zahl. Obwohl die Wohnheim GmbH als Ver- 
walter der Häuser nichts get:n hat, um sie in- 
stand zu halten, sondern sie hat die Häuser 
bewußt verkommen lassen. So haben wir zum 
Teil selbst geheizt, haben selbst auch die 
Kohlen kaufen müssen, haben viele Wohnungen 
renoviert und fast alle Reparaturen selbst ge- 
macht. Diese Kosten haben wir natürlich mit 
der zu bezahlenden Miete aufgerechnet. Damit 
war die Wohnheim GmbH nicht einverstanden 
und deshalb haben wir mit far darüber ver- 
handelt, haben unsere Rechnungen offengelegt, 
sind uns endlich einig geworden und haben die 


restlichen Schulden bis auf den letzten Pfennig 


bezahlt! 


DER WOHNUNGSKAMPF GEHT 
WEITER 


Mit der räumung der vier Häuser an der 
Ecke Schumannstr. /Bockenisimer beginnt 
ein neuer Abschnitt der Frankfurter Wohn- 
ungspolitik. Nachdem die SPD bereits frü- 
ber durch die Unterstützung des Baus von 
Büropalästen die Grundlage zur Vertreibung 
der Wohnbevölkerung gelegt hat, wurde sie 
durch die massenhaften Aktionen anläßlich 
der Räumung des Hauses Kettenhofweg 51 
sum erstenmal gezwungen, direkt durch 
Poliseieinsatz einzugreifen. Nach der Räum- 
ung des Kettenhofwegs 51 hat die SPD keine 
Gelegenheit ausgelassen, sich mit Hilfe des 
Sozialbindungspapiere, der Wohnheim GmbH, 
der Strukturpläne usw. als Kämpfer gegen 
die Spekulation anzupreisen. Gleichreitig 
aber wurden Wohnungen an folgenden Steilen 
zum Teil mit Unterstützung derSPD-Polizei 
vernichtet, unter anderen Kettenhofweg 109, 
mehrere Häuser in der Feuerbachstr.,, Elsa- 
Brandströmstr. , Bettinastr. 35, Westend- 
str. 60, Schwindstr. 14, Eppsteinerstr. 44 
Friesengsass® und als letztes brutales Bei- 
spiel Altkönigstr. 12. (Mieter rausgeschmis- 
sen, Wohnungen rusammengeschlagen) Bei 
der Räumung der Häuser an der Ecke Schu- 
mannstr. /Bockenheimer sagt die SPD nun, 
das wäre einer der letzten Planungsfehler - 
eine Leiche im Keller - das aber ist schlicht- 
weg gelogen, was sich daran zeigt, daß in- 
nerhalb des nächsten Jahres eine Vielzahl 
von Wohnungsräumungen und Hauszerstör- 
ungen ansteht. Neu daran ist, daß dies 
massiv mit :/nterstützung von Magistrat und 
Polizei passieren wird: Das Haus Schubert- 
str. 27, das im August 72 besetzt wurde, 
kann auf grund eines Gerichtsurteils ab | 
März geräumt werden. Rechtskräftige Räum- 
ungsurteile gibt es weiterhin für die Häuser 
Corneliusstr. 24, Westendstr. 70, Ketten- 
hofweg 109. Weitere Räunungsurteile werden 
im März gegen die Bewohner der Häuser 
Guiollettstr. 56 und Niedenau 51 verkündet. 
Außerdem wurden gektindigt: Siesmayerstr. 6 
und Ulmestr. 18. Die Räumungsdrohungen 
reichen weiter über die Häuser Schwindstr 


12 und i4, Bettinestr. 32 und 34, Siesmayer- 


str. 4, Westendstr. 58, 60, 62 und?70, Gräfst 
45, Liebigstr. 45, Niedenau 39 und hören 

nicht auf bei der Beetbovenstr. 32. Der größte 
der 


Tkil dieser 22 Häuser wird im Auft 


MUR KAPUTTMACHEN , 
WAS wıR MUNSAM 


DIE MEINUNG 


Eınes BÜRGERS : 


Äusserungen und Kommentare am vergang- 
enen Donnerstag und Samstag wirken von 
Tag zu Tag befremdlicher auf jemand, der 
ohne Emotionen sachlich differenziern will 
und nach den Ursachen der Krawalie sucht 
Daß Herr Dregger geifert, ist nicht verwun- 


derlich. Für einen derart psycho-pathologisc 
faschistischen Verdreber von "Ruhe und Ord 


nung" in "Todesrube und Friedhofsordnung' 
ist das normal. 

Ihn und seinesgleichen kann man bei der 
Suche nach der Gerechtigkeit getrost außer 
acht lassen. 

Dass der Ministerpräsident dieses Landes 


nicht genauer prüft ist schon eher schokier- 


end. Ein Sozialdemokrat hat ein waches Ge- 
spür für jede Art von Ungereditigkeit! 
{sollte er haben) 


Die Äußerungen des Oberbürgermeisters und 


des Polizeipräsidenten dieser Stadt lassen 
bexrweifeln, ob die Herren Arndt und Müller 
die Verfassung Hessens noch anerkennen. 
Ob die Herren in Bonn sachlich unterrichtet 
wurden, muß man bei einer solchen Haltung 


schon bezweifeln dürfen. Der derzeitige Bund 
®swohnungsminister ist zu fragen, warum er 


sich weiter Sorialdemokrat nennt, wann er 


endlich wie Herr Müller 1972 über eine soz- 
zu seiner geistigen Heimat 


iale Demokratie" 
CD %bertreten will 

Des Machwerke vom Ntresu der Bildzeitung 
nur hetsen können, ist weithin bekannt 


Springersche Dummb* iten interessieren nich 


Die bürgerliche Presse bieibt ihtem Auftra 
treu, die herrschende Ausbeuterklasse zu 
schützen. Sie tut es unbedenklich auf Kosten 
der Wahrbeit und einer gerechten Darstell 
Sie muß es wohl tun, sie ist zu sehr in das 
gemeinsame Komplott verwickelt. 


Es bestürst und schmerst aber, daß ein Blatt 


vom Rang der Frankfurter Rundschau nicht 


fähig oder bereit ist, die Dinge deutlich beim 


\ 


Namen zu nennen und statt dessen in den all- 
gemeinen Chor der unsachlichen Verunglimpf 
ung der Demonstranten einfällt 

Noch darf der Bürger über den Zustand seine 
Landes nachdenken. Dabei ergeben sich schnelf 8. 
erschreckende Resultate 

Es ist ohne Zweifel völlig legitim, allgemein 

festzustellen: 

1. Die Sorial-und Wirtschaftsordnung des Lan 
des Hessen und der BRD beruht längst nicht 


mehr auf der Anerkennung der Würde und der 


Persönlichkeit des Menschen. (entgegen der 
Forderung Artikel 27 HV) 


des Staates(entgegen der Forderung Artikel 


nieht nur darum, daß der SPD-Magistrat 


Spekulanten verwaltet von der Städtischen 
Wohnheim GmbH. Diese Gesellschaft hat 
ebenso wie beim Block die Räumungspro- 
zesse angestrengt und durchgepeitscht. Das 
bedeutet: Die Räumung des Blocks ist der 
Auftakt zu einer ganzen Welle von Räumun- 
gen; die Stadt wird ihre brutalen Methoden 
von Wohnraumräumung und - zerstörung 
Monat für Monat wiederholen. 
Diese Räunumgen werden erfolgen, obwohl 
bei den meisten Häusern keine Abriß- und 
Neubaugenehmigung vorhanden ist, obwohl 
viele dieser Häuser in Gebieten liegen, die 
laut Bebauungsplan als Wohngebiet ausge - 
wiesen sind, 
obwohl der Widerstand gegen diese Politik 
immer größer wird, und dies nicht nur in 
unseren Aktionen, sondern auch in der jetzt , 
noch passiven Solidarität von Seiten der Be- 
völkerung, ; 
obwohl inzwischen Tausende von Luxus- H 
eigentumswohnungen und Büroflächen leer- 3 
stehen. } . 
Was sind nun die Gründe dafür, daß die SPD! 
auf der einen Seite das Ende der Spekulation! 
behauptet, auf der anderen Seite weiter Be- 
wohner aus ihren Wohngebieten vertreibt i 
und gleichzeitig versucht mit Anzeigen z. B : 
in der Financial Times und Werbebüros 
etwa in New York versucht, neue Spekulan- 
ten nach Frankfurt zu ziehen? 
Hierfür gibt es nach unserer Auffassung 
hauptsächlich 2 Gründe: 
Der erste Grund ergibt sich aus der Beteil- i 
igung der Banken an der Spekulation. In den ! 
Jahren 69 und 72 flossen Kredite in Höhe von 
mehr als 600 Millionen Mark in das Frank- |! 
furter Westend: über 450 Millionen davon 
wurden allein den’50 Westend-Spekulanten in ! 
den Rachen geschmissen. Nur auf Grund die 
ser Rie senkredite, die fast ausnahmslos die | 
Kaufpreise der Grundstücke mehrfach über- 
stiegen haben, konnten sich die Spekulanten 
im Westend einnisten. Gerade die Staats- 
u. Gewerkschaftsbanken, in denen SPD-Bon-|j. 
zen die Entscheidungen fällen, :spielen hier- 
bei eine immer größere Rolle. Diese m] 
‘ 


hatte daraufhin nichts besseres zu tun, als 
den notleidenden Spekulanten Wiener mit 
einen Kredit in Höhe von fast 2 Mill. DM 
zu unterstützen. Dies zeigt, daß die SPD- 
Führung über ihre Banken die Spekulation 
anheizt und an ihr verdient. aber es geht 
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Westend auf 35% gesteigert, Für die derzeit 
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(U s nochmals zu verdeutlichen: das Pri- 
vateigentum wird in dieser Form absolut nicht 
gewährleistet. Es ist doch erwiesen, dass 
täglich kleine Geschäfte geschlossen werden 
müssen. Auch der Einfamilienhausbesitzer 

an der Bockenheimer Landstraße wird von den 
"Privateigentümern” rerschlagen, er muss 
der Gewalt der Kapitalisten weichen. ) 

Art. 43 der Verfassung steht nur noch auf dem 
Papier, ' 
Es ist sinnlos, feststellen zu wollen, weran | 
dieser Entwicklung schuld ist. Arndt hat in } 
einem klugen Augenblick sich verteidigen | 
wollen, der OB schaffe die geseilschaftspo- | 


litischen Zustände nicht, er finde sie vor 


Muß aber der Bürger sich mit den ständigen 
Verletzungen der Verfassung abfinden? 1 
Wiederum ist es völlig legitim zu sagen: N 
Es existiert nicht nur ein Demonstrations- 
recht , sondern auch eine Demonstrationspflichtj 
fs besteht gegen den Bruch der Verfassung } 
nicht nur ein Widerstandsrecht, sondern für 4 
jeden Bürger W iderstandspflicht ! ‘ 
Diese, Herr Dregger, und andere provozieren- 
x de Feststellung ist eindeutig Bestandteil der ! 
Hessischen Verfassung, Artikel 146 - 147 ! 
Ich kann mir ersparen, bei den einzelnen 
Punkten detaillierte Beweise anzuführen. Sie 
sind jedem sichtbar, der sie nur sehen will. 
' Nach allem bewiesenen Verfassungsbruch 
‘ muss man also erschreckt falgern: | 


2,Die menschliche Arbeitskraft steht längst 
nicht mehr unter dem besonderen Schutz 


| Die freiheitlich-soziale Ordnung, diese vielbe- 
3. Das Arbeitsentgelt genügt längst nicht | rufene, ist längst nicht mehr so freiheitlich- 
mehr ausreichend zum Lebensunterhalt für sorial, wie die Mächtigen den Betroffenen vor- 
den Arbeitenden und seine Unterhaltsberech- 
tigten(entgegen Artikel 33 HV) 

4. Die Herrschaft weniger Kapitalisten hat 
die Forderungen des Artikels So HV längst 
durchlöchert des 'Rechtsstaates' bestehen lassen. Jede 

$. Die Wirtschaft des Landes nimmt längst |; Äusserung, die auch nur andeutet, gegen sie 
nicht mehr die Aufgabe wahr, dem Wohl des | vorgehen zu wollen, betrachten sie bereits als 
ganzen Volkes zu dienen {entgegen Art. 38 HV} Verbrechen. 

Beispiele sind doch allgemein bekannt. | Wen wundert es, wenn junge Leute schon eine 
6, Der Missbrauch der wirtschaftlichen Frei-j Verpflichtung zum Widerstand sehen? Wir be- 
heit ist nicht nur nicht mehr untersagt, er ist| nötigen mehr mit dieser klaren Haltung. 
gewollt (entgegen Art. 39 HV)Er wird mit Ohne weiteres wird zugestanden, dass unter 
brachisaler Gewalt der Wirtschaftsmächtigen den Demonstranten ebenfalls Leute sind, die 
durchgesetzt, der Staat leistet willig Büttel- | Verfassungsfeinde sind wie jene, die unter der 
dienste. (Siehe die Ereignisse des Donnerstag Bebauptung, sie zu schützen, sie zerschlagen. 
7. Beim Privateigentum gilt die Gewährlei- Ob Klerofsaschismus oder Funktionärsfaschis- 
stung nur noch für die "oberen Zehntausend | mus pseudokommunistischer Art - es bleibt 
Die Verpflichtung gegenüber der Gemeinsc Bruch der Verfassung ! 

ist längst überholt (entgegen Art. 45) Was soll also diese dumme Verallgemeinerung 
In ser Zussmmenballung, wie sie hier besteht Glauben die Hetrer um Polizeipräsident Müller 
serstöst "Private igentum” jedes Gemeinwohl. | alle Demonstanten seien gewissenlose Anarchi- 
sten gewalttätiger Art? (Herr Müller sollte 


28 HV) 


gaukeln wollen 

Oder härter: Es sind gemeine Verfassungsbre-! 
cher am Werk, die unter dem heuchlerischen | 
Vorwand des Schutzes nur noch eine Fassade 
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hat noch Raum und Möglichkei' 
ten sum Aufbau neuer Industr’ 


KommunikstionAusgeseichnete Verkehrsver- 
bindungen mit Europas bekan- 
nten Autobahnen ‚Frankfurts 


Hafenanlagen, Industrieanla- 
gen .nit Eisenbahnanschluß, 
Schiffs-und Versorgungsnets, 


EEE Informatisn und Ratarhläge 
ein Skonom- sam : 
isches Amt für Virtschaftsförderun; 
Zentrum ung, Praukfurt/Nsis, 


mit den Räumangen die Interessen der SPD- 
Banken wahren muß, sondern es geht auch 
darum, die Ansätze von Widerstand im 
Keim zu ersticken. 


2 


n 


KOMMENTAR : 

Mit dieser Anseige wirbt der Frankfurter 
Magistrat in englischen Virtschaftssei- 
ungen.Er bietet darin Banken und Konzer- 
nen Grundstücke zum Kauf an,Grundstücke 
auf denen heute noch manches gut erhalt- 
ene Wohnhaus steht.Die Frankfurter Be- 
völkerung erfährt davon nichts.Statt 
dessen verkündet OB Rudi Arndt am 7.1. 
74 in allen Prankfurter Zeitungen laut-ä 
kaler"ICH WERDE DEN SPEKULANTEN DIE 
LBDIE LEIGEN'"(Vahrscheinlich ist ihm 


dabei das GEBIS herausgefallen) 
Er sagte dies ‚als man in der Öffentlich 
keit etvas von englischen Grendstücks 


zunächst einmal den gravierenden Unterschiecd 
verschiedener Anarchieformen kennenlernen!) 
Wenn man den Gedanken dieses Polizeidiktators 
folgt, ist aber bereits jeder, der das Verbre- 
chen von Herrn Bubis als solches zu bezeichnen 
wagt, ein Verfassungsfeind - was auf Herrn 
Müllers Kenntnisse der Verfassung schliessen 
läßt (oder sein Verhältnis zur Aufrechterhal- 
tung derselben). Seine Äusserung am vergange- 
nen Donnerstag in der Pressekonferenz, jede 
Ansammlung von mehr als 5 Leuten werde "zer- 
schlagen’, ist derart faschistoid, dass ich 
mich wundere, wieso Demokraten, wie Herr 
Arndt zu sein vorgibt, ihn nicht auf der Stelle 
aus dem Amt entfernt haben ! 
Wir müssen uns weigern, diese Verpflichtung 
zum Widerstand negieren zu sollen ! 

Keine Missdeutung durch "'Verfassungsschützer 
Ich rufe nicht zum Widerstand auf, schon gar 
nicht zum sinnlos gewalttätigen, der doch nur 
mit einer Niederlage der Entrechteten enden 
muss, solange nicht die gesamte Bevölkerung 
die Verbrecher aus ihren Ämtern jagt. 

Ich weigsre mich aber (und hoffentlich weigern 
sich Tausende mehr) dumme Hetze zu bejahen 
und ohne Prüfung irgendjemand das Recht oder 
gar die Pflicht abzusprechen, das gemeine 
Versagen oder gar das Komplott der Verant- 
wortlichen anzuprangern ! 

Ich weiss keine Lösung - doch ! Eine: ehrliche, 
dem Volk verantwortliche und dem Volkswohl 
verpflichtete Politiker, keine Kreaturen der 
Kapitalisten, sondern Menschei, die ihren 
erteilten Auftrag ernst nehmen. 

Aber vielleicht ist das schon Utopie......... 
Dann leb wohl, freiheitlich-sozial genannter 
Rechtsstaat, Verbrecher wie Bubis und Kon- 
sorten und deren Handlanger sind und haben 
die Macht im Staate....... Wie gehabt... 

Ist der Archipel Gulag so weit entfernt ? 


"-CH. MATTES 
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"unserer Stadt 
greifen SPD 
der 


vorerst | 


it brutalen 


und Magist 
Unterdrüc 


ı von ''Ord- 


ı von in der Kose 
hin den die 


1igranten (damit 1 

er, die nach Deutschland 

n, weil sie at- 

irbeit bekommen) der Fall ist, 

en den Hausbesitzern noch vollauf 
"Methoden: 

JUST 


rieren mı in ihren Hein 
ländern keine / 
so genü 


"übli 


RICHTE 


UND GE 


3 In anderen Stadtteilen läuft schor !be a 
! aus der Innenstadt sollen weitere 9000 \enscheı 5 s 
i vertrieben werden, aus Bockenheim sind scho 
4 über loooovertri in Bornh RX: es ie 
erst richtig los, lbe im Nordend, in Sachseı 
hausen und anderen Stadtteilen - jeder kann es 
beobachten. ! lie 5 | 
I ran 


der Ausländer, 
der Spekula 


Den berüchtigten Hausbesitzer Hechler kennt WAS HABI 
mittlerweile fast jeder, Mit einer eigens zusam- 
mengestellten Truppe von Schlägern versucht 
er , seine Wuchermieten einzutreiben, wobei er # effekt ihres eigent 
sogen yor dem Dr hen mit der Pistole nicht zur | sie wotlen durch toaies Übörbeiegen eis 
F "444: zelne Häuser unbewohnbar machen, un 


Von anderen Hausbesitzern sind ä iche Ge- ; 2 
e sind ähnliche Ge „Aehmigungen zu bekommen, So wurder 
waltmethoden bekannt. In der Presse standen ERFERE- ; x 
ch er et ci h : end ganze Straßenzüge, ein ganzes Vier 
schon einige Beispiele - die meisten aus = R TE er 
x = Dee SUN BUS dEm stört und die Bewohner vertrieben, 


Westend, In anderen Stadtteilen geht es jedoch 
genauso brutal her: so schlägt z.B. der Be- 
sitzer des Hauses Weberstr. 238 im NORDEND 
häufig die Kinder der Bewohner, jagt sie aus den 
Garten auf die Straße, wobei bereits ein Kind 
tötlich verunglückte. 


Dies sind nur einige Beispiele für den nackten 
Terror der Hausbesitzer. Selbstjustiz ist es je- 
doch auch, wenn z.B. Hechler in der Koselstr. 
die Stromleitungen derart verkommen läßt, daß 
das Haus zur permanenten Brandfalle für die 
Bewohner wurde 


Anstatt nun den Hausbesitzer zur Reperatur zu 
zwingen oder selbst die Initiative zu ergreifen 
haben die Stadtwerke prompt dem ganzen Haus 
den Strom abgestellt (wie vorher im Hechler- 
haus Rotlindstr. 4). Die Leute können nun seit 
einem Monat nicht heizen, nicht kochen, nicht 
waschen. Kokowsky vom Wohnungsamt meint 
dazu nur lakonisch:''Die Gastarbeiter scheinen 
ja ganz gut ohne Strom auszukommen'- und 

»rschanzt,sich hinter seinen "juristischen 
Schwierigkeiten". Inzwischen mußte ein Kind 
infolge der Kälte und Unterernährung ins Kran- 
kenhaus eingeliefert werden, 


Wenn die Selbstjustiz nicht mehr wirkt und die 
Mieter sich organisiert dagegen wehren, dann 
greifen die Hausbesitzer auf die geltenden 
Gesetze und die Gerichte zurück - mit den 
gleichen Methoden:so werden oft völlig aus der 
Luft gegriffene Forderungen vor Gericht einge- 
klagt. Die Emigranten, die mit den Gerichts- 
schreiben nichts anzufangen wissen (wer von 
uns kenntsich in diesem Paragraphengewirr 
schon aus ? ?) versäumen Fristen, wahren nicht 
die vorgeschriebene Form usw. -prompt wer- 
den sie aus formalen Gründen verknackt (Bei- 
gegen den Jugoslawen Milekovic, 
ade noch rechtzeitig helfen kon- 


spiel:Hechler 
bei dem wir 


nten). 


KLÄRU 


r 


ee. 


Ruch die Hauser in der 


ie sauberen Geschäfte Schubertstr 23/25/27 


sollen geräumt werden: 
3 


he Studentengemeinde Ffm. ist 
1 } über die eskalation der 
Anfan leerstehende 
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eo und der abermaligen Zerstörung von Wohn- 
t 


ung und d immer größer werdende Em- 


\ eh a ee en a raum im Interesse eines Spekulanten ausge- 

PRESSEERKLÄRUNG DER GRUPPEN er das Argument, daß billiger Ersatz- > eye de: Bevölkeru ıg über die ı eheure löst wurde. Die Entwicklung : . 

wohnraum durch den Bauherrn geschaffen P*kulationswelle im Westend war die Stadt ERENITNIINERIRER 
AKTIONSGEMEINSCHAFT WESTEN! werden soll. Der "Ersatz" erweist sich. gezwungen, den Hausbesitzer, Herrn Stawski RER = we ee —_ 
AKTIONSGEMEINSCHAFT INNENSTADT bei näherem Hinsehen als Milchmädchen- m Nutzungsvertrag m } BeSIchts Be “ ohnungs- ul d Bebavu 
ARBEITSKREIS BOCKENHEIM rechnung: Herr Stieglitz wollte in der drängen, die ihrersei er letzter ‚Jahre voraussehbar, 
BURGERINITIATIVE BLEICHSTRABE Altkönigstr. 12-16 sechzig Wohnungen ; weitervermietete. Die Wohr 12 000 regig-rierten Wohnung 

bauen. Hochtief beabsichtigte die . I unwürdigen Verhält 
Zu den Vorgängen Bockenheimer Landstr/ fGrundstücke für denselben Zweck von 5 lischen Arbeitern ste} 
Ecke Schumannstr.: f Stieglitz zu erwerben. Herr Bubis. 2 . = ae Br F R ber ıde, unbe: Luxus- 
der Abriß von Wohnhäusern zum Zwecke überbot die Hochtief um 500 000 DM, BrrE bawal können. Obwohl ei rißge - rs 500 800 urn leerstehende 
der Errichtung von Bürogebäuden errei-f bekam die Grundstücke und wird nun nehmigung noch nicht vorliegt, wurden wir 2 - eu HI JESTSIEDEN 
chte an 21. Febr. eine neue Dimension: f 60 Wohnungen errichten, die auch Jetzt rausgeklapt'! ng 
Zur Durchsetzung seiner Privatinteress4 ohne ihn an dieser Stelle gebaut Obwohl Tausende von Quatiratmeter °o- J1E VOL de 1 haben in 
en kam einem Bauherrn die Polizei zu worden wären. Gewonnen ist nur, daß raum und Luxuswohnraum leerstehen, will er EINE ı des Diet: r-} 
Hilfe und riegelte einen Teil des Herr Bubis sich verpflichtet hat, die hier einen sechsgesct } 


Stadtviertels, eine Hauptverkehrsader Wohnungen zunächst zu Mieten des 

und eine der wichtigsten Straßenbahn- /sozialen Wohnungsbaus zu vermieten, 
linien einen sanzen Tag lang ab. Das :Xechtsstaat - Instrument der Aus- 
Gemeinwohl, demdie staatliche Ordungs-. beutung? 

macht dienen soll, wurde ein Opfer des ‚Anscheinend ist der Rechtsstaat Herrn 


bauen mit einer Banl 
ments. Von eine 
nicht nur wir I 


Privatinteresses. !Bubis völlig egal: 

Nebenbei: die Kosten für solch einen ıWo er seine Interessen allein durch- 

‚roßen Polizeieinsatz zur Bewachung !setzen kann, wie im Falle Altkönigstr 

einer Abbruchbaustelle müssen enorm ;12,- scheut er sich nicht, zur Selbst- 

sein. Hoffentlich werden sie dem Bau- ijustiz zu greifen. Wenn er aber 

herrn in ltechnung gestellt. jdazu nicht in der Lage ist, wie im 

Wohnraumzerstörung: ‘Falle Bockenheimer Landstr./Ecke 

Bei Erkenntnis der Unsinnigkeit des !Schumannstr. beruft er sich auf Jen 

seschehens überkommt den Bürger ein "Rechtsstaat und holt die Polizei zu 1, ıf 
Gefühl des Erschreckens und der Ohn- ililfe. Auch hier zeigt sich, daß das behörde eine Baugenehmigung erteilt, Na 
macht: gut erhaltener und preiswerter ;iXecht als Instrument 4er Ausbeutung Auskunft dieser Behörde ist die Gene g 


Wohnraum - in Citynähe dringend benö- ;mißbraucht und der vielzitierte in zwei bis drei 
tigt- wird vernichtet. Dafür soll Rechtsstaat auch noch hierfür 
Büroraum in l’orm eines massigen Turmes leingesrannt wird. Von der Verwirk- 
(der die Schumannstr. städtebaulich tlichung der Sozialbindung des Eigen- 
ruiniert) geschaffen werden, der nichtitums an Grund und Böden sind wir 


die Voraussetzu Ab 
genehmigung erfülit. Stawski hat unseren 
Nachbarn vorgelogen, daß sie mindestens 1%} 


benötigt wird, da in Frankfurt ohnehin;offenbar noch weit entfernt. Däs . in dem Haus wohnen könnten. Als wir sie über 
300 ooo qm Büroflächen leerstehen. |Eigentumsrecht eines 'einzelnen - das Projekt unterrichteten, n sie aus al- 
Die Stadt duldet und genehmigt das |das hier Wohnraumzerstörung zur Folge len Wolken und solidar h prompt 
Bauvorhaben,obwohl sie schon im Jahre :hatte - wird mit unverhältnismäßig i nit uns. Auch haben wir uns mit. Bewohnern 


er a Ba | croßen Mitteln geschützt. Es + der Schwindtstraße 12-14, den Bewohnern des 
ganze Entwicklung im Westend verhäng- jentsprächt so nicht mehr den gesell- ; BE 
nisvoll war. Sie scheute sich aber ! schaftlichen Bewußtsein. a ers 
für frühere Fehler zu zahlen und | Empörung bei der Räumung und dem. ınd wo en je vas 
brachte sich durch weitere Auflazen !Abbruch der Häuser zeigte sich nicht ‚ir tun können. 
und Zusagen immer tiefer in eine Inur bei den Sympathisanten des r 
Zwangslage. Es wird ein Fehler für [Häuserrates, sondern bei fast allen- #{Wir wehren uns nicht nur gegen die Räumu 
a ee N | Bevölkerungsgruppen. Dem nächtlicherf ınseres Hauses, weil es 'sich um ein S 
22 cc: np Age ange ee Betrachter erschien der Abriß der. ionsobjekt handelt, sondern weil wir 
reinigt worden wäre. In,großem Maße Häuser fast wie eine öffentliche y a £ s en 
wird an unseren Städten Raubbau ze- Hinrichtung mit der entsprechenden Jaus 0 e tiv leben können, 
trieben nach den Gesetz der verant- lolizeiabsperrung, wobei er sich SPEER 2 710 WERNER 
wortungslosen Profitmaximierung. des Gefühls nicht erwehren konnte, BLOCKK T : STR 
Hier hilft auch nicht als Trostpflast-f4a3 ein Unschuldiger hingerichtet 

wird. 


Verantwortlich: ACW, 6 #fm., Oberlindau 25, Tel.: 72 23 50 


Aufruf des Unter- 


SUChu ngsausschusses 


Foltert die Tolizei? 


Um die verschiedenen Berichte von Festgenommenen 
über Folterungen während des Polizeigewahrsams 
zu rrüfen und an die Offentlichkeit zu bringen, 
hat sich ein UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS gebildet. 
Ihm sehören unter anderen an: Heinz Brandt, 
Yrof. Manfred Clemenz, Jürgen Roth, Gerhard 
Zwerenz, Karsten D. Voigt. Wir veröffentlichen 
hier eine erste Stellungnahme: 


Wer sind die Politrocker 2 


Hetzen, Lügen und Greuel- 


decken Die Folterı ngen ın 


“Die befohlene Absperrung stand um 4. 30 Uhrf folgendes ist noch identisch: Vor über 30 Jahr« 
und es zeigte sich, daß in Anbetracht der 


vorangegangenen persönlichen Erkundung Polizeibeamte Johann Eckstein zur Absperr- Räur eirevieren bzw ei- 
der eingesetzten Führer unter Wahrung der ung des Gettos eingesetzt, damit niemand ent- te auch niemand waren ausschlaggebend dafür, einen 


sschuß e 


sind ja Einzelfälle, 
fe übererre 


Geheimhaltung die Absperrung in kürzester weichen konnte. Eckstein selbst schaute, wie 
Zeit stand und ein Entweichen unmöglich war | er heute vorgaukeln möchte, bei den Erschieß- 


setzen, der jetzt das 


Mit der Durchkämmung des... sollte be- ungen nur zu, 'im sich zu informieren". Bei putschter Polizeibeamt gen unter 
fehlsgemäß um 6. 00 Uhr begonnen werden. '' | der Räumung der Besetzten Häuser in Frank- | zeiverhalten läßt sich 
Bis zu diesem Punkt gibt es wenig Unterschie- f furt war Johann Eckstein wieder an der Front. ist die In Themenbereiche: Vorbeugehatft, Folte- 
‚de in der Taktik des Vorgehens der Phlizei Diesmal aber als Leiter der Frankfurter terung u rungen oder Einsatz von Nerveng 
bei Räumungen, die über 30 Jahre zurückliegerf Schutzpolizei, der die Absperrung und Räu- Demonstraı das 'Trib 
Die Räumung auf die sich das obengenannte mung der besetzten Häuser maßgeblich leite- s | den Widerstar >gen Verelendu: Ausbeu- welchem Ausmaß, 


kung zu brechen. Das be- mentare Grundre 


tung und k 
de ®t: Nicht der einzelne Polizeibeamte ist rechte verletz 


Zitat bezieht, wurde am 27. 10.1942 in Pinsk !te und für die strategischen Vorbereitungsar- 
von der Schutzpolizei durchgeführt. Die Folge: !beiten zuständig war 


hat demnach 


"Es wurden insgesamt ca. 15.000 Juden dem Johann Eckstein und sein Schreibtischvorge - primär verantwort ı für den Terror geg eine Aufklärung sem Tribunal 
Sammelplatz zugeführt. Kranke Juden und ‚setzter Polizeipräsident Müller, markieren über Demonstranten, sondern die tragend werden Gefolterte ı ne auftreten. Es 
Einzelne, in den Häusern zurückgelassene symbolischerweise eine Verhaltensidentität politischen Parteien nehmen der Polizei die werden Bilder von n gezeigt werden 
Kinder wurden sofort im Getto auf dem Hof gegen systemoppositionelle Gruppen, die sich Verantwortung für die Zerstörung der Grund- fund Filme über Dem ınstrationen.’ Es wird zu 
exekutiert. Zu Zwischenfällen kames, bis auf allenfalls quantitativ vom Terror der Nazis rechte ab, decken den Terror indem sie krimi-feinem Urteil, einer Beurteilung und anderen 
einen Fall nicht. ' gegenüber den Systemgegnern unterscheidet nalisieren und plädieren gleichzeitig immer Konsequenzen kommen. 
Was hat nün die Räumung des Gettos Pinsk, Dazu gehört, daß einzelne Demonstranten auf unverhüllter für den offenen Terror gegen die- 
einer kleinen ukrainischen Provinzstadt, ‚mit den Straßen wahllos aus ihren Wagen gezerrt jenigen, die bereit sind, trotz massiver Ein- Was während des Tibunals konkret an Erseb- 
der Räumung der besetzten Häuser Schumann- werden, andere 30 Minuten ununterbrochen schüchterung, die Interessen der arbeitender nissen erzielt wird, kann jetzt noch nicht ge- 
str. /Bockenheimerlstr. zu tun? Liegestützen oder Kniebeugen machen müssen. Bevölkerung zu vertreten, Der Häuserkampf sagt werden. Sicher ist aber: Die Polizei wird 
Einmal Terror und Brutalität der eingesetzten Die Zuhälter der Bourgisie, die politische ist Ausdruck des Klassenkampfes in Frankfurt. Jin Zukunft nicht mehr ungehört, und ohne auf 
Schutzpolizeibeamten, Psychoterror gegen- Polizei, läben sich am Anblick von Demon- toßen, einschüchtern 
über den Bewohnern, Zerstörung von Wohn- stranten, die ihr Blut auflecken ssen. Ein- {In den l&zten Wochen wurde jedoch durch die lfoltern oder terrorisieren köı nen. 
gseinrichtungen und es wurde mit dem zelne Beamte er zwingen Gestän« se, indem JPolizei und die allgemeine Presse-Polizei- 
kriminellen Pacl:" aufgeräumt, wie es Müller [sie den Festgenommenen die Pistole an die »erichterstattung ein Klima gegen die systen 
und seine Einsatzleitung beschrieben. Und Schläfe oder auf das Herz setzen und drohen: ppositionellen Gruppen geheizt, das es not- Jürgen Roth 


GEBT DIESEM RUSSCHUSS INFORMRTIONEN? Kontaktadresse: 


Gerharol Zwerenz 
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